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Der Bundesrat gab gegen Jahresende den Vorentwurf für eine Revision des
Raumplanungsgesetzes (RPG) in die Vernehmlassung. Inhaltliche Hauptzielrichtung ist
die Bekämpfung einer ungebremsten Zersiedelung des Landes. Als Mittel schlägt der
Bundesrat klarere Vorgaben für die Kantone für ihre Richtplanung vor. Letztere sollen in
Zukunft die Gemeinden stärker zu einer ortsübergreifenden Planung und zu einem
sparsamen Umgang mit dem Boden verpflichten. Dies könnte zum Beispiel durch die
Förderung des verdichteten Bauens oder die Umnutzung von nicht mehr gebrauchten
Industriearealen geschehen. Überdimensionierte Bauzonen in ländlichen Gebieten
sollen ohne Entschädigungspflicht rückgezont werden dürfen. Dieses Land würde einer
Reservebauzone zugewiesen und könnte später bei Bedarf wieder zu einer Bauzone
werden. Auf der anderen Seite möchte der Bundesrat dort wo es erwünscht ist, also
zum Beispiel in gut erschlossenen Bauzonen, die Landbesitzer verpflichten können,
innerhalb einer bestimmten Frist zu bauen. Lassen sie diese Frist ungenutzt
verstreichen, hätte die Gemeinde das Recht, das Land zwecks Überbauung zu kaufen.
Das Vergrössern und Umbauen von Gebäuden ausserhalb von Bauzonen (zumeist
Landwirtschaftsgebäude) soll erleichtert werden. Ist damit aber eine Umnutzung
verbunden indem das Haus in eine Wohnung für Nichtlandwirte umgebaut wird, wäre
eine Abgabe zu bezahlen. Für das Problem der schlecht genutzten Zweitwohnungen in
Tourismusgebieten machte der Bundesrat keine Vorschläge, welche über das
hinausgehen, was er als flankierende Massnahme zur Aufhebung der Lex Koller
vorgeschlagen hat: Die Verpflichtung der Kantone, sich der Problematik dieser «kalten
Betten» in ihren Richtplänen anzunehmen. Der Bundesrat will diese Teilrevision des
RPG auch als indirekten Gegenvorschlag zu der oben erwähnten «Landschaftsinitiative»
verstanden wissen. 1

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 20.12.2008
HANS HIRTER

Die Vernehmlassung zum Entwurf eines neuen Bundesgesetzes über die
Raumentwicklung (REG), der sich als Totalrevision des Raumplanungsgesetzes (RPG)
präsentierte, ging Mitte April zu Ende. Die Mehrheit der 275 eingegangenen
Stellungnahmen befürwortete eine Revision des 30-jährigen RPG, verlangte jedoch
nicht explizit eine Totalrevision oder lehnte ein solches Vorgehen sogar ausdrücklich
ab. Der komplexe Erlassentwurf stiess grundsätzlich auf harsche Kritik. Die Konferenz
der kantonalen Bau-, Planungs- und Umweltdirektoren (BPUK) beantragte die Sistierung
des Projektes. Die BPUK sowie gut die Hälfte aller Kantone bemängelten, dass die
Kantone bei der Erarbeitung des Erlassentwurfes zu wenig einbezogen worden sind und
dem Bund weitergehende Kompetenzen eingeräumt wurden. Kontrovers diskutiert
wurde unter anderem die vorgeschlagene Vereinfachung der Zonentypen. Während im
bestehenden Recht Bau-, Landwirtschafts-, Schutz- und Spezialzonen unterschieden
werden, sollte neu nur noch zwischen Bauzonen und Nichtbauzonen differenziert
werden. Neu eingeführt würde der Begriff der Kulturlandzone, welcher als Überbegriff
für alle Arten von Nichtbauland dienen sollte. Widerstand regte sich insbesondere aus
dem landwirtschaftlichen Umfeld, welches eine Schwächung der Landwirtschaft
befürchtete. Der Fachkreis Raumplanungsrecht sah in diesem Zusammenhang ebenfalls
eine zunehmende Rechtsunsicherheit. Da die Kantone beim Bauen ausserhalb der
Bauzonen die Ausnahmen neu selber bestimmen dürften, könnte das aus seiner Sicht
eine weitere Aushöhlung der Trennung von Baugebiet und Nichtbaugebiet begünstigen.
Weiter wurden auch die Massnahmen gegen Baulandhortung scharf kritisiert. So stiess
sich unter anderem der Hauseigentümerverband (HEV) an den «planerischen
Zwangsmassnahmen» wie der entschädigungslosen Rückzonung von
überdimensionierten Bauzonen (Reservebauzonen) oder der Bauverpflichtung.
Grundsätzlich begrüsst wurden solche Massnahmen im linken Parteienlager sowie in
landwirtschaftlichen Kreisen und Umweltorganisationen; zum Teil starke Vorbehalte
wurden aber auch von dieser Seite laut. 2

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 17.04.2009
MARLÈNE GERBER
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Im September 2009 gab der Bundesrat bekannt, vom Vernehmlassungsbericht zur
Revision des Raumplanungsgesetzes Kenntnis genommen zu haben. Aufgrund der
überwiegend negativen Stellungnahmen beschloss die Regierung, auf eine Totalrevision
des Raumplanungsgesetzes zu verzichten. Die Stellungnahmen hätten aber gezeigt,
dass Revisionsbedarf bestehe. Weitere Arbeiten sollen in Form einer Teilrevision des
Raumplanungsgesetzes unternommen werden, die der Landschaftsinitiative als
indirekten Gegenvorschlag gegenübergestellt werden soll. 3

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 18.09.2009
MARLÈNE GERBER

1) Bund und NZZ, 20.12.08.
2) SGT, 9.4.09; Bund, 16.4.09; NZZ, 17.4.09.
3) Medienmitteilung UVEK vom 18.9.09
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